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Antrag 
 
 
der Fraktion der SPD 
 
 
NRW muss funktionieren! Bei mehr Kriminalität braucht es mehr Justiz. Für ein starkes 
Land mit starker Justiz für mehr Gerechtigkeit!  
 
 
I. Ausgangslage 
 
Die diesjährige Polizeiliche Kriminalstatistik für das Jahr 2024 gibt aus: In sämtlichen Delikts-
bereichen in Nordrhein-Westfalen wachsen die Zahlen von Straftaten unter der Ressortleitung 
von Herbert Reul erheblich an. Wenn eine Straftat zur Anzeige gebracht oder von Amts wegen 
verfolgt wird, dann ist der Fall noch nicht abgeschlossen. Im Gegenteil beginnt zu diesem 
Zeitpunkt erst die Ermittlungsarbeit der Staatsanwaltschaft bis schließlich ein Gericht urteilt 
und im Anschluss gegebenenfalls eine Inhaftierung erfolgt. Eine steigende Kriminalitätsrate 
bedeutet also zwangsläufig auch eine ansteigende Belastung der Justizbehörden.  
 
Diese Belastung betrifft nicht nur die prominenten Berufsgruppen in der Justiz – die Richter 
und Staatsanwälte. Hohe Eingangszahlen in Staatsanwaltschaften und Gerichten wirken sich 
auf alle der insgesamt 28 Berufsgruppen in der Justiz in Nordrhein-Westfalen aus. Egal, ob 
Wachtmeister, das Personal in den Geschäftsstellen, die Rechtspfleger, oder Amtsanwälte - 
die gesamte Justiz klagt über die dünne Personaldecke, die mangelhafte technische Ausstat-
tung, die antiquierten Arbeitsabläufe und die fehlende Attraktivität des Arbeitsplatzes. Letztere 
ist auch ein bedeutender Faktor für die besorgend niedrigen Ausbildungszahlen in der Justiz. 
Dies hinderte den Justizminister im letzten Winter nicht, die Bedingungen für die praktischen 
Juristenausbildung in Nordrhein-Westfalen drastisch zu verschlechtern, was bundesweit laut 
diskutiert wurde.  
 
Dies sind nur einige Beispiele für eine mangelnde Sorgfaltspflicht des Dienstherrn, die sich der 
Minister der Justiz vorhalten lassen muss, wenn es darum geht, die Probleme in der Justiz 
beherzt anzugehen, Verständnis zu zeigen und Verbesserungen herbeizuführen.  
 
Vielmehr wird aus der Berufsgruppe der Gerichtsvollzieher deutlich formuliert, dass sie sich 
vom Dienstherrn im Stich gelassen fühlten, als sie die Umrüstung vom postalischen auf den 
elektronischen Rechtsverkehr (rechtswidrig) aus eigener Tasche zahlen mussten. Die viel ver-
sprochene Evaluierung ist auch nach beinahe zwei Jahren nicht erfolgt. Weiter fühlten sich die 
Gerichtvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher im Bundesland bei gewaltsamen Übergriffen im 
Dienst vom Ministerium und ihrem Dienstherrn alleingelassen.  
 
Eine aktuelle Umfrage des Hauptstaatsanwaltsrat gibt aus, dass 60 Prozent der befragten 
Staatsanwälte aufgrund von technischen Störungen täglich in ihren Arbeitsabläufen beein-
trächtigt seien. Dies erscheint bei einer Anzahl von nicht bearbeiteten Ermittlungsverfahren in 
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sechsstelliger Höhe nicht mehr vertretbar. Der Minister der Justiz verhält sich bislang dazu 
nicht.  
 
Auch die Rechtspfleger berichten aus verschiedenen Bezirken, dass informationstechnische 
Störungen die Kolleginnen und Kollegen ausbrennen würden. Unter solch defizitären Arbeits-
bedingungen sei das hohe Arbeitsaufkommen kaum noch zu bewältigen. Da helfen auch keine 
Motivationsvideos aus dem gut ausgestatteten Ministerium.  
 
Die Interessenvertreter der Wachtmeisterdienste wurden im Jahr 2023 in einer Anhörung des 
Rechtsausschusses zu einer Verbesserung der Arbeitsbedingungen in ihrer Berufsgruppe be-
fragt, an der nicht einmal ein Vertreter des Ministeriums teilnahm. Sie zogen betrübt Resümee, 
dass man von der aktuellen Hausleitung nichts anderes gewohnt sei.  
 
All diese Umstände sind exemplarisch für eine von innen bröckelnde Justiz. Diese Unzufrie-
denheiten sind Arbeitsalltag von einer großen Anzahl von Menschen, die täglich im Dienst der 
guten Sache arbeiten – in der Herzkammer des Rechtsstaates. Dieser steht in letzter Zeit 
bedeutend unter Druck. Was für demokratisch denkende Menschen immer selbstverständlich 
war, steht zunehmend in Frage und gerät ins Wanken.  
 
Auswirkungen dieser oftmals maroden und veralteten Arbeitsumfelder, starker Überlastung 
und mangelnden Wertschätzung sind hohe Krankenstände, belastetes Arbeitsklima und im-
mer weiter schwindendes Personal. Das führt dazu, dass beispielsweise gesetzliche Betreue-
rinnen und Betreuer monatelang auf ihre Vergütung warten, Erbscheine mit großer Verzöge-
rung ausgestellt und Kostenbescheide nicht erstellt werden, Verfahren ziehen sich unzumut-
bar in die Länge und es vermehrt zu Verjährungen kommt, was zu entsprechenden Schlagzei-
len führt. Die Auswirkungen einer dysfunktionalen Justiz spürt der Bürger im Falle einer Be-
treuung, im Erbfall, beim Erwerb einer Immobilie, bei jeder Klage zivil-, verwaltungs- oder straf-
rechtlicher Natur. Bei den Betroffenen verfestigt sich der Eindruck: der Staat funktioniert nicht. 
Das darf nicht unser Anspruch sein. Das Land muss funktionieren und Politik muss dies er-
möglichen!! 
 
II. Beschlussfassung  
 
Der Landtag stellt fest: 
 

• Die Justiz ist das Herzstück des Rechtsstaats und hier darf nicht gespart werden. 
 

• Bei ansteigender Kriminalität werden auch die Behörden der Justiz verstärkt belastet. 
Darauf muss der Staat reagieren. 

 

• Insbesondere in Zeiten, in denen die Demokratie bedroht wird, braucht es stärkende 
Maßnahmen in Institutionen, die gerade diese beschützen.   

 
Die Landesregierung wird aufgefordert, 
 

• zeitnah Maßnahmen zur Stärkung der Justiz, sowohl personell als auch in Bezug auf 
Ausstattung und Bezahlung in allen Berufsfeldern zu ergreifen.  
 

• konstruktiv und wertschätzend mit den Berufsgruppen in der Justiz zusammenzuarbei-
ten. 
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• den im Bund jüngst geplanten neuen finanziellen Handlungsspielraum der Länder auch 
dafür zu nutzen, die Justiz zu verstärken. 

 
 
 
Jochen Ott 
Ina Blumenthal 
Elisabeth Müller-Witt 
Sonja Bongers 
 
und Fraktion 

 
 
 
 


